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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Die Einführung der «neuen Gendersprache» sei bei den vom Bund geführten und
finanzierten Hochschulen ETH und EPFL sowie in den Bundes-Forschungsanstalten zu
verbieten. Das forderte Therese Schläpfer (svp, ZH) mit einer im September 2022
eingereichten parlamentarischen Initiative. Gendern gehöre nicht zur Ausbildung auf
dem technischen Gebiet, verwirre die Studierenden, lenke diese von den eigentlichen
Aufgaben ab und behindere den Austausch mit anderen Hochschulen im
deutschsprachigen Raum, so die Zürcherin. Das generische Maskulin sei zudem, wie das
generische Feminin für die Mehrzahl, eine Eigenheit der deutschen Sprache. Im April
2023 beschäftigte sich die WBK-NR mit der Initiative und beantragte ihrem Rat mit 14
zu 9 Stimmen, ihr keine Folge zu geben. Die Mehrheit begrüsste die sachgerechte, klare,
bürgerfreundliche und geschlechtergerechte Sprache der Bundesbehörden und
technischen Hochschulen, wie sie im Sprachengesetz festgehalten ist. Die Kommission
bat indes Bildungsminister Guy Parmelin schriftlich, sich für «eine einheitliche
Anwendung einer inklusiven Sprache im Schweizerischen Hochschulbereich
einzusetzen». Eine Minderheit war hingegen der Ansicht, Gendern würde die Texte
komplizierter machen und zu Diskriminierungen führen, weshalb der Initiative Folge zu
geben sei. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.04.2023
MARCO ACKERMANN

Mit 97 zu 88 Stimmen bei 5 Enthaltungen lehnte es der Nationalrat in der
Sommersession 2023 ab, die Einführung der «neuen Gendersprache» an den
eidgenössischen Hochschulen und Forschungsanstalten zu verbieten. Die
entsprechende parlamentarische Initiative von Therese Schläpfer (svp, ZH) fand nur bei
der geschlossenen SVP-Fraktion sowie jeweils bei einer Mehrheit der FDP.Liberalen-
und der Mitte-Fraktion Gehör. Im Rat torpedierten Initiantin Schläpfer und WBK-NR-
Minderheitssprecherin Verena Herzog (svp, TG) die Gendersternchen und die
komplizierten Sprachvorschriften an den Hochschulen. Letztere sollten sich
stattdessen besser an dem Sprachleitfaden der Bundeskanzlei orientieren. Marianne
Binder-Keller (mitte, AG) warf daraufhin die Frage in den Raum, ob die Lehranstalten
nicht selber in der Lage seien, diese Angelegenheit eigenständig zu klären. Hier hakte
auch Kommissionssprecher Christian Wasserfallen (fdp, BE) ein, der im Namen der
Kommission den Handlungsbedarf zwar nicht grundsätzlich negierte, die
Herangehensweise jedoch kritisierte. Eine Regelung zum Umgang mit Gendersprache
sollte über alle Hochschulen hinweg gemeinsam getroffen werden und nicht nur im
Bereich der ETH und EPFL, wo der Bund die Trägerschaft innehat. Bundesrat Guy
Parmelin sei deshalb von der Kommission gebeten worden, sich für eine koordinierte,
eigenständige Regelung unter den Hochschulen einzusetzen. Wie Kommissionssprecher
Emmanuel Amoos (sp, VS) zudem erläuterte, wolle Bildungsminister Parmelin die Fragen
an der Konferenz der Schweizer Hochschulen im November 2023 thematisieren. Eine
Mehrheit zeigte sich damit zufrieden und die Initiative war erledigt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2023
MARCO ACKERMANN

1) Medienmitteilung WBK-NR vom 21.4.23; Pa. Iv. 22.475
2) AB NR, 2023, S. 1109 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 1


